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Europaweite Razzia gegen Schleuser – Was passierte in Nordrhein-Westfalen? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
„Allein im Jahr 2023 gab es 7924 Fälle von Schleusungen, ein Anstieg von über 60 Prozent 
zu 2022. Das ist die höchste Anzahl von Menschenschmuggel seit dem Höhepunkt der Flücht-
lingskrise 2016! Dabei wurden durch die Bundespolizei und das Bundeskriminalamt über 4.400 
Tatverdächtige ermittelt, 90 Prozent der beschuldigten Schleuser sind Ausländer. […] Bis ein-
schließlich Oktober 2024 wurden […] 71.181 unerlaubte Einreisen nach Deutschland festge-
stellt. Im Gesamtjahr 2023 waren es sogar 127.549! Seitdem Beamte der Bundespolizei wie-
der stationäre Grenzkontrollen durchführen (vom 16. September bis 1. Dezember 2024) wur-
den 12.728 unerlaubte Einreisen registriert. […] 8451 Personen konnten an der Grenze wegen 
des illegalen Grenzübertritts sofort gestoppt werden. Darunter waren 411 Personen mit einer 
Wiedereinreisesperre für Deutschland, außerdem wurden von Fahndern 300 Schleuser vor-
läufig festgenommen.“1 
 
In diesem Zusammenhang machte der Vorsitzender der Bundespolizei-Gewerkschaft, Heiko 
Teggatz, deutlich: 
 
„Es ist gerade jetzt so wichtig, dass wir konsequent gegen diese Schleuser-Organisationen 
vorgehen. […] es könnten erneut Hunderttausende syrische Flüchtlinge den Weg nach 
Deutschland suchen und wir erleben dann ein zweites 2015. […] Das darf sich unter keinen 
Umständen wiederholen, das verkraftet Deutschland nicht.“2 
 
Am 4. Dezember 2024 wurde eine europaweite Razzia, darunter in Deutschland und Frank-
reich, gegen ein Netzwerk krimineller Menschenschleuser durchgeführt. „Bei dem lange vor-
bereiteten Zugriff ging es um ein irakisches Schleuser-Netzwerk, das im großen Stil illegale 
Migranten in europäische Länder schmuggelt.“ Da das Hauptaugenmerk bei den Ermittlungen 
auf „spektakuläre[n] Schleusungen von Flüchtlingen mit Schlauchbooten über den Ärmelkanal 
lag“, führte Frankreich die Ermittlungen. „Bei diesen oft nächtlichen Bootsfahrten wird das Le-
ben der illegalen Migranten aus dem Nahen Osten und Afrika leichtfertig aufs Spiel gesetzt. 

 
1 https://www.bild.de/news/inland/razzia-in-deutschland-und-frankreich-gsg9-gegen-schleuser-im-ein-
satz-674ff11003ce23009ba62d7b. 
2 Ebenda. 

https://www.bild.de/politik/aktuelles/fluechtlinge/fluechtlinge-alle-infos-78158144.bild.html
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[…] Die Bundespolizei hat zusammen mit belgischen und französischen Behörden bereits 
mehrfach zum Schlag gegen diese organisierten Banden ausgeholt, doch immer wieder bilden 
sich neue Schleuser-Gruppen.“3 
 
In Nordrhein-Westfalen waren unter anderem Städte wie Essen, Gelsenkirchen, Grevenbroich 
und Bochum betroffen, als dabei um 06:00 Uhr Spezialeinheiten mehrere Mehrfamilienhäuser, 
Lagerhallen und ein Asylheim stürmten. Allein in Nordrhein-Westfalen und Baden-Württem-
berg waren mehr als 500 Bundespolizisten im Einsatz. Zudem waren über 20 Ermittler der 
französischen und englischen Sicherheitsbehörden sowie Fahnder von EUROPOL in 
Deutschland unterwegs. Bei der Razzia sollten mehr als zehn europäische Haftbefehle voll-
streckt werden. In Gelsenkirchen waren französische Ermittler der Police National und Gen-
darmerie beteiligt. In Essen wurde eine Asylbewerber-Unterkunft umstellt und durchsucht, da 
vermutet wurde, dass dort Verdächtige leben sollen.4 
 
 
Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 5254 mit Schreiben vom 11. April 2025 namens 
der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern und der Ministerin für Kin-
der, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration beantwortet. 
 
 
1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Er-

mittlungen zu der oben beschriebenen Razzia? (Bitte Hergang, Vorstrafen der Tat-
verdächtigen, Straftatbestände, Staatsbürgerschaften der Tatverdächtigen, seit 
wann die Tatverdächtigen im Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft sind, Vor-
namen und Mehrfachstaatsangehörigkeit bei deutschen Tatverdächtigen und 
sonstige polizeiliche Erkenntnisse über die Tatverdächtigen nennen.) 

 
Die Generalstaatsanwältin und die Generalstaatsanwälte des Landes haben mir unter dem 
18.03.2025 u. a. berichtet, dass wegen des in der Kleinen Anfrage geschilderten Sachverhalts 
keine Ermittlungsverfahren bei den Staatsanwaltschaften ihrer Bezirke anhängig geworden 
seien. Dem Bericht des Generalstaatsanwalts in Hamm zufolge handelt es sich nicht um ein 
Ermittlungsverfahren, sondern um Auslieferungsverfahren seiner Behörde auf der Grundlage 
Europäischer Haftbefehle französischer Behörden. Nordrhein-westfälische Polizeibehörden 
waren an den Ermittlungen weder beteiligt noch sind sie durch die zuständigen Bundesbehör-
den um Amtshilfe ersucht worden. 
 
 
2. Wie viele illegale Personen konnten bei der Razzia in Nordrhein-Westfalen ermit-

telt werden? 
 
Der Terminus „illegale Person“ ist der Landesregierung fremd.  
 
 
3. Wie viele dieser Personen befinden sich nach wie vor in Deutschland? 
 
Auf die Antwort auf die Frage 2 wird Bezug genommen. 
 
 
  

 
3 Ebenda. 
4 Ebenda. 

https://www.bild.de/regional/essen/15-000-euro-pro-boot-schleuser-drehkreuz-soll-mitten-in-deutschland-liegen-671b61604a885f00d12230c4
https://www.bild.de/regional/essen/15-000-euro-pro-boot-schleuser-drehkreuz-soll-mitten-in-deutschland-liegen-671b61604a885f00d12230c4
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4. Gegen wie viele Personen wurden aufenthaltsbeendende Maßnahmen eingeleitet? 
 
Die zuständigen unteren Ausländerbehörden haben keine aufenthaltsbeendenden Maßnah-
men im Sinne der Fragestellung eingeleitet. In Fällen, in denen vollziehbare Auslieferungser-
suchen vorliegen, ist eine aufenthaltsrechtliche Aufenthaltsbeendigung grundsätzlich entbehr-
lich. Bei den übrigen der vorliegend zur Erörterung stehenden Personen ist eine Aufenthalts-
beendigung im Hinblick auf eine bestehende Freizügigkeitsberechtigung bzw. einen Schutz-
status unzulässig. Die unteren Ausländerbehörden prüfen derzeit, ob der Fall geeignet ist, 
beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) ein Aufhebungsverfahren anzuregen.   
 
 
 


